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Bericht des Aufsichtsrates 
 
Der Aufsichtsrat hat die Geschäfte des Vorstandes im Geschäftsjahr 2006 laufend überwacht; über 
die Lage der Genossenschaft und über die Geschäftsvorgänge von besonderer Bedeutung wurde in 
den gemeinsamen Sitzungen von Aufsichtsrat und Vorstand regelmäßig und ausführlich durch den 
Vorstand berichtet. Dabei sind die strategische Weiterentwicklung der Genossenschaft sowie der ver-
bundenen Unternehmen sowie wesentliche Einzelmaßnahmen wie z. B. Gründung der Firma SHB 
ServiceHaus-Berlin GmbH beraten worden. Gegenstand waren insbesondere die operative kurz- und 
mittelfristige Finanz- und Investitionsplanung, die regelmäßig anhand der Quartals- und Erfolgspläne, 
Erträge und Aufwendungen, Bau- und Instandsetzungsmaßnahmen, Entwicklung der Spareinlagen, 
Mitgliederbewegungen und Leerstandsentwicklungen in den gemeinsamen Sitzungen zwischen Auf-
sichtsrat und Vorstand erörtert worden. Dabei wurde auch über die grundsätzliche und mittel- sowie 
langfristige strategische Ausrichtung aller Gesellschaften der Unternehmensgruppe unterrichtet.  
 
Hierzu tagte der Aufsichtsrat in gemeinsamen Sitzungen von Aufsichtsrat und Vorstand am 21. Feb-
ruar 2006,  14. März 2006, 27. April 2006, 16. Mai 2006, 23. Mai 2006, 28. Juni 2006, 22. August 
2006, 17. Oktober 2006, 28. November 2006 sowie am 12. Dezember 2006. Daneben gab es sechs 
separate Sitzungen nur des Aufsichtsrates sowie diverse weitere Sitzungen der Ausschüsse des Auf-
sichtsrates. Der Aufsichtsrat hat aus seiner Mitte den Finanzausschuss, den Ausschuss für das Ge-
nossenschaftswesen sowie den Ausschuss Vorstandsfragen berufen.   
 
Auch außerhalb der Aufsichtsratssitzungen ließen sich der Vorsitzende des Aufsichtsrates sowie der 
stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates regelmäßig vom Vorstand über die aktuelle Entwick-
lung der Geschäftslage der Genossenschaft und ihrer Beteiligungen informieren. Vorstand und Auf-
sichtsrat haben auf der Grundlage ihrer Geschäftsordnungen als jeweils gleichgeordnete Kollegialor-
gane vertrauensvoll zusammengearbeitet.  
 
Im Geschäftsjahr 2006 der Genossenschaft wurde die Informationsordnung auf der gemeinsamen 
Sitzung von Aufsichtsrat und Vorstand (durch separate Beschlüsse)  am 16. Mai 2006 verabschiedet, 
die nunmehr eine bessere Grundlage bildet im Umgang der Organe der Genossenschaft miteinander 
zwecks gegenseitiger Unterrichtung. Dies ist eine Stärkung der innergenossenschaftlichen Demokra-
tie und entspricht damit der allgemeinen wirtschaftlichen und rechtlichen Entwicklung in Deutschland 
wie z. B. der Anwendung des Deutschen Corporate Governance Codex.  
 
Wie schon im Geschäftsbericht des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2005 berichtet worden ist, be-
stehen die größten Risiken der Wohnungswirtschaft in Berlin durch die veränderte Situation der öffent-
lichen Hand. Dies zeigt sich insbesondere daran, dass der subventionierte Wohnungsbau zurückge-
führt wird und insbesondere unter dem Stichwort „Versagung der Anschlussförderung“ für wirtschaftli-
che und rechtliche Auseinandersetzungen gesorgt hat. Die Genossenschaft hat darauf durch den 
Vorstand auf daraus resultierende Risiken angemessen reagiert. Dies zeigt sich im insgesamt positi-
ven Gesamtergebnis der Genossenschaft, insbesondere auch bei der Reduktion der Bankverbindlich-
keiten. Hierzu diente die gute finanzielle Ausstattung der Genossenschaft, unter anderem durch die 
Spareinrichtung.  
 
Die Genossenschaft hat für die weitere Konsolidierung einen mehrjährigen Wirtschaftsplan erstellt, der 
regelmäßig überarbeitet wird und jetzt aktuell die Jahre 2007 bis 2011 beinhaltet. Hierbei steht die 
weitere Rückführung von Bankverbindlichkeiten im Vordergrund sowie die Stärkung des Eigenkapi-
tals. Zu diesem Zweck wurde unter anderem auf der außerordentlichen Vertreterversammlung vom 
12. September 2006 die Vorschrift des § 40 der Satzung der Genossenschaft in der Weise geändert, 
dass nunmehr auf freiwillig eingezahlte Genossenschaftsanteile die Ausschüttung einer Dividende 
ermöglicht wird, was der Attraktivität der Einzahlung von freiwilligen Anteilen dienlich ist. Die positive 
Auswirkung dieser Satzungsänderung hat sich bereits in den vergangenen Monaten gezeigt.  
 
Dabei kann festgestellt werden, dass die generelle und sehr engagiert vom Vorstand betriebene Stär-
kung der Spareinrichtung einerseits und die neue Möglichkeit der Zeichnung freiwilliger Anteile mit 
künftiger Gewährung einer Dividende darauf andererseits wesentliche Entlastungsfaktoren bei der 
weiteren Konsolidierung der Genossenschaft darstellen, was vom Aufsichtsrat in jeder Hinsicht unter-
stützt wurde und auch künftig unterstützt werden wird. Ferner kommt auch die erfolgreiche Akquise 
des Vorstandes bei der Mietkautionsverwaltung anderer Wohnungsbaugesellschaften diesem Zweck 
sehr zu Gute und wird vom Aufsichtsrat weiterhin positiv beurteilt.  
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Der Aufsichtsrat hat sich als Kollegialorgan, aber auch durch Bildung des Ausschusses Vorstandsfra-
gen, mehrfach im Laufe des Geschäftsjahres 2006 mit vorbereitenden Maßnahmen beschäftigt, die 
eine Nachfolgeregelung für den im Sommer 2009 voraussichtlich ausscheidenden Vorstand Herrn 
Hermann schaffen können soll.  
 
Hierzu sind im Aufsichtsrat verschiedene Lösungen erörtert worden. Ohne eine Nachfolgeregelung 
diesbezüglich vorweg zu nehmen, ist der Geschäftsführer der „Gilde“ Heimbau Wohnungsbaugesell-
schaft mbH, Herr Thorsten Schmitt, als ein Bewerber um den Vorstandsposten einvernehmlich ange-
nommen worden. Zu diesem Zweck wurde er zum Prokuristen der Genossenschaft bestellt und im 
Genossenschaftsregister als solcher eingetragen. Von besonderer Wichtigkeit dabei ist die Tatsache, 
dass ein Vorstand der Genossenschaft die Zulassung des Bundesaufsichtsamtes für Finanzdienstleis-
tungen zu erwerben hat, da eine solche nach den Normen des Kreditwesengesetzes (KWG) wegen 
des Betreibens der Spareinrichtung unabdingbar ist.  
 
Der Aufsichtsrat stellt hierdurch fest, dass der Vorstand jederzeit seinen Pflichten nach den Regeln 
ordnungsgemäßer Unternehmensführung sowie den Sorgfaltspflichten eines ordentlich und gewis-
senhaft handelnden Geschäftsleiters und auch den Berichtspflichten dem Aufsichtsrat gegenüber 
inhaltlich als auch zeitlich in vollem Umfang nachgekommen ist. Sämtliche Informationen und Unterla-
gen, die zur Verfügung gestellt wurden, waren in jeder Hinsicht geeignet, ein umfassendes Bild über 
die Lage und die Entwicklung der Genossenschaft und ihrer Tochterunternehmen zu vermitteln. Soll-
/Ist-Vergleiche wurden bedarfsgerecht erstellt, Planabweichungen jeweils plausibel und nachvollzieh-
bar erläutert.  
 
Der Jahresabschluss des Genossenschaftsverbundes zum 31. Dezember 2006 wurde im Finanzaus-
schuss und auch vor dem Kollegialorgan des Aufsichtsrates am 19. April 2007 und mit dem Wirt-
schaftsprüfer am 8. Mai 2007 ausführlich behandelt und besprochen. Der geprüfte und testierte Jah-
resabschluss zum 31. Dezember 2006 war Gegenstand der Erörterungen im Aufsichtsrat.  
 
Das Ergebnis der eigenen Prüfung des Aufsichtsrates entspricht dem Ergebnis der Abschlussprüfung, 
die der Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. – Prüfungsverband – zum 
Stichtag des 31. Dezember 2006 vorgelegt hat. Der Aufsichtsrat kann daher die vorgesehene Be-
schlussfassung in der Vertreterversammlung in der Berliner Bau- und Wohnungsgenossenschaft von 
1892 eG. zum Lagebericht des Vorstandes 2006 sowie zum Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2006 sowie zum Prüfungsbericht 2006 nebst Anhang voll und ganz befürworten. Der danach ausge-
wiesene Bilanzgewinn beträgt 613.448,49 EUR; davon soll eine Dividende von 4 % auf freiwillige An-
teile ausgeschüttet werden.  
 
 
Der Aufsichtsrat spricht dem Vorstand, den Prokuristen und allen Mitarbeitern der Genossenschaft 
seinen herzlichen Dank aus für die geleistete Arbeit und den hohen Einsatz sowie die gute Zusam-
menarbeit, ohne die die umfangreichen Arbeiten und Anforderungen nicht zu bewältigen gewesen 
wären. Dies gilt auch für die Mitglieder des Betriebsrates und alle ehrenamtlichen Helfer in den Sied-
lungsbereichen.  
 
Dem Vorstand wird weiterhin viel Erfolg bei seiner Tätigkeit gewünscht.  
 
 
Berlin-Charlottenburg, den 8. Mai 2007 
 

DER AUFSICHTSRAT 
 

Reinhard W.  A  r  f 
Aufsichtsratsvorsitzender 
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L A G E B E R I C H T 
 
I. Darstellung der Lage 
 

Gesamtwirtschaft-
liches Umfeld und 
Branchen-
entwicklung 

Im Jahr 2006 hat sich die deutsche Wirtschaft deutlich belebt. Nachdem das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Jahr 2005 nur um 0,9% gewachsen ist, stieg 
das BIP im Jahr 2006 um 2,7 %, obwohl im Vergleich zum Vorjahr 2 Ar-
beitstage weniger zur Verfügung standen. Dies ist die stärkste wirtschaftliche 
Belebung seit dem Jahr 2000. Anders als in den Vorjahren leistete die inlän-
dische Verwendung (+ 1,5 %) einen größeren Teil zum BIP-Wachstum als 
der Außenbeitrag (+ 1,1 %). Dies ist insbesondere darin begründet, dass die 
Bruttoanlageinvestitionen, insbesondere die Ausrüstungs- und Bauinvestiti-
onen, so stark gestiegen sind wie noch nie nach der Wiedervereinigung. 
Auch die privaten Konsumausgaben und die Konsumausgaben des Staates 
haben zu dem Anstieg beigetragen. 
Das Haushaltsdefizit wird die Kriterien des Maastricht-Vertrages erstmals 
seit dem Jahr 2001 wieder erfüllen. Der festgelegte Referenzwert von 3 % 
für das Staatsdefizit wurde um 1,3%Punkte unterschritten, somit liegt die 
Defizitquote des Staates bei 1,7 %. 
Die Frühjahrsprognosen für das abgelaufene Jahr wurden deutlich überbo-
ten. Für das laufende Jahr revidierten die Wirtschaftsforschungsinstitute ihre 
Prognosen deutlich nach oben und sagen einen länger anhaltenden Kon-
junkturaufschwung für Deutschland voraus. 
 
Die Arbeitslosenquote lag im Dezember 2006 bei 9,6 % (11,7 %). Im Jah-
resdurchschnitt waren knapp 4,5 Millionen Menschen ohne Arbeit, das sind 
374.000 weniger als im Vorjahr. Die positive Entwicklung auf dem Arbeits-
markt hält an und hat mehrere Ursachen. Zum einen wurden viele Arbeiten 
aufgrund der Mehrwertsteuererhöhung auf das Jahr 2006 vorgezogen, zum 
anderen hatte das vergleichsweise milde Wetter positiven Einfluss auf die 
Bau- und baunahen Bereiche, die Bauinvestitionen sind seit Jahren erstma-
lig wieder um 4,2 % gestiegen. Hinzu kommt der konjunkturell bedingte Auf-
bau sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung. 
 
Ebenso konnte für Berlin ein leichter wirtschaftlicher Aufschwung verzeich-
net werden. Das Bruttoinlandsprodukt des Landes hat nach Jahren der ne-
gativen Wachstumsentwicklung bzw. Stagnation einen Zuwachs von 1,5 % 
zu verzeichnen. Im Jahresdurchschnitt waren 2006 rund 290.000 Menschen 
ohne Arbeit, das entspricht einer Arbeitslosenquote von 17,5 %; eine Ver-
besserung um 1,5 % Punkte im Vergleich zum Vorjahr. 
 
Auch für die 22 Berliner Wohnungsbaugenossenschaften, die sich mit ihren 
knapp 100.000 Wohnungen vor gut sieben Jahren unter der Marke 
´Wohnungsbaugenossenschaften Berlin´ zusammengeschlossen haben, 
war das abgelaufene Jahr sehr erfolgreich. Die aktuelle Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts forsa ergab, dass jetzt schon 81% der Berliner 
Bevölkerung genossenschaftliches Wohnen kennen. Das sind immerhin 
2.835.000 Menschen in unserer Stadt und entspricht einer Steigerung von 
5 % Punkten gegenüber dem Vorjahr. 
 

Entwicklung der 
Nutzungsgebühren 

Die Umsatzerlöse aus den Nutzungsgebühren für Wohnungen stiegen ent-
sprechend der Planung um ca. 1,5% auf 21,7 Mio. € (21,3 Mio. €). Die Zu-
schüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend der Zahlungs-
pläne von 2,7 Mio. € auf 2,2 Mio. € gesunken. Der Förderabbau wurde, wie 
in den Vorjahren, nicht vollständig an die Mitglieder weiter gegeben. 

Vermietungspolitik, 
Mieten- und 
Leerstandsent-
wicklung 

Die Situation ist hinlänglich bekannt, der strukturelle Leerstand in Berlin und 
Umland und der damit verbundene Wettbewerb, die Förderpolitik des Lan-
des Berlin und die konjunkturelle Situation machen die Vermietung von 
Wohnungen immer schwieriger. Dies gilt insbesondere für Genossenschaf-
ten. 
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Die uns seit Jahren selbst auferlegte ´Bonitätsprüfung´ macht die Woh-
nungsvermietung nicht leichter. Gleichwohl ist unser Nebenziel, die Redukti-
on von Forderungsausfällen, erreicht worden. Bei ständig steigenden priva-
ten Insolvenzen liegen unsere Ausfälle und Wertberichtigungen auf dem 
Niveau eines langjährigen Tiefs von unter 0,5 % der Umsatzerlöse. 
 
Trotz der hohen ´Altersfluktuation´ in unserer Genossenschaft hat sich unser 
Leerstand im Vergleich zu 2005  geringfügig nach unten bewegt. Wir ver-
zeichnen weiterhin eine positive Tendenz. Von Dezember zu Dezember 
reduzierte sich der Leerstand um 12 Wohnungen; dies entspricht einer Re-
duktion von ca. 5 %. Die in 2005 eingeführte Organisationsform im Bereich 
der Vermietung zeigt also weiterhin positive Ergebnisse. Weitere Anstren-
gungen und Anpassungen, um den Anforderungen des Mietermarktes noch 
besser gerecht zu werden, sind gleichwohl notwendig. 
 
Die in unserer Genossenschaft etablierte Wohnwertmiete ist transparent und 
berechenbar. Die Verzerrungen des Mietspiegels bezüglich der Lage, des 
Alters und der Größe der Wohnungen werden abgefedert und eher qualitati-
ve Faktoren, wie z. B. moderne Bäder oder Balkone, als Qualitätsmerkmale 
berücksichtigt. 
Die notwendigen Mieterhöhungen werden weiterhin - trotz des Konsolidie-
rungsprozesses - in der Regel nur 5 % betragen und nicht, wie gesetzlich 
zulässig, 20 %. Dies bedeutet für unsere älteren Mitglieder eine Art Besitz-
standswahrung, Neuvermietungen werden zur aktuellen Wohnwertmiete 
vorgenommen. 
Im Altbaubereich ist die Mietenentwicklung als wirtschaftlich zu bezeichnen, 
lediglich im Neubaubereich, sprich im sozialen Wohnungsbau, ist insbeson-
dere durch den Förderungsabbau, der nicht vollständig weitergegeben wer-
den kann, keine Wirtschaftlichkeit gegeben. Die Kappungsgrenze von 
5,50 €/m² ist im sozialen Wohnungsbau systemfremd; faktisch sind diese 
Mieten in der Regel auch nicht erzielbar. Selbst die Job-Center und die Be-
zirksämter übernehmen diese staatlich festgelegten Mieten aufgrund der AV-
Wohnen nur noch für einen Teil dieser Wohnungen. 
 
Die Betriebskosten, insbesondere die Energiekosten, werden trotz unserer 
Einsparungsbemühungen weiterhin steigen. Die erhöhte weltweite Nachfra-
ge nach Energie sowie die Preiserhöhungen durch das Land Berlin haben 
und werden sich auch zukünftig zu Lasten aller preissteigernd auf die soge-
nannte zweite Miete auswirken. 
 

Instandhaltung und 
Instandsetzung/ 
Modernisierung 

Die geplante Instandhaltung/Modernisierung konzentrierte sich, wie in den 
letzten Jahren, neben den technisch notwendigen Arbeiten auf die Verbes-
serungen der Häuser und Siedlungen.  
 
Die erfreulicherweise anhaltende große Nachfrage unserer Mitglieder nach 
hochwertigen Badausstattungen und die veränderte Nachfrage nach größe-
ren Wohnungen mit modernen Bädern haben uns ähnlich stark wie im Vor-
jahr beansprucht. Das Budget für Wohnungszusammenlegungen und für 
Badmodernisierungen stellt sich wie folgt dar: Es wurden 5 (Vorjahr 9) Woh-
nungszusammenlegungen und 70 (Vorjahr 108) Badmodernisierungen 
durchgeführt. Aufgrund der vorhandenen Nachfrage gehen wir für die nächs-
ten Jahre von einem leicht steigenden Volumen aus. Seit Beginn unseres 
Badmodernisierungsprogramms in 1998 haben wir somit ca. 30% unserer 
Altbauwohnungen mit einem hochwertigen Standard ausgestattet. Weiterhin 
haben wir damit begonnen, auch Neubauwohnungen höherwertig zu moder-
nisieren. 
 
Entsprechend dem mittelfristigen Bauwirtschaftsplan wurden für das In-
standhaltungsprogramm 2006 (2005) insgesamt T€ 3.090,0 (T€ 4.773,5) 
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eingesetzt. Bezogen auf den m² Wohn-/Nutzfläche waren dies € 7,76 
(€ 11,91). 
 
Die Finanzierung der Maßnahmen erfolgte neben Eigen- und Sparmitteln 
auch durch ein zinsgünstiges KfW-Darlehen. 
 

Bau- u. Instandhaltungsmaßnahmen
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Abbildung 1 zeigt die Bau- und In-
standhaltungsmaßnahmen im Fünfjah-
resvergleich 

 
 
Neubau 
 
Nach wie vor ist ein wesentliches Element der derzeitigen Konsolidierungs-
phase die kurz-, mittel- und langfristige Senkung der Kapitalkosten. Daher 
sind zunächst große Neubauplanungen zurückgestellt worden. Allerdings ist 
aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes zum Flugha-
fen BBI in Schönefeld eine erhöhte Nachfrage im Bezirk Treptow-Köpenick 
zu verzeichnen. Unsere Grundstücksreserven und das Baurecht am Falken-
berg könnten daher in den nächsten Jahren zu einem Wachstum unserer 
Genossenschaft führen. 
 
 
Stadterneuerung 
 
Die Ergebnisse der Maßnahmenabrechnung im Sanierungsgebiet Wedding, 
Bereich Schulstraße, durch den Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenos-
senschaften GmbH liegen noch nicht vollständig vor. Die Grunstücksabrech-
nung ist ebenso wie die vorläufige Sanierungsschlussabrechnung als Ent-
wurf der Senatsverwaltung Ende 2005 vorgelegt worden. Das Prüfungser-
gebnis erwarten wir in diesem Jahr. 
Problematisch bei der Endabrechnung wird sein, dass es bei der Senats-
verwaltung nur noch eingeschränkt Mitarbeiter gibt, die die Sanierungsab-
rechnung beherrschen. 
Da wir unsere Sanierungstätigkeit stets über eine separate Prüfung durch 
unseren Prüfungsverband  BBU einem Vier-Augen-Prinzip unterstellt haben, 
gehen wir davon aus, dass die bilanzierten Werte auch dem Abrechnungs-
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ergebnis entsprechen; die entsprechenden Zahlen sind auch in unserer Pla-
nung enthalten. 
 
Objektbestand 
 
Der Bestand an Wohnungen, der von der Genossenschaft zum 31. Dezem-
ber 2006 bewirtschaftet wird, hat sich aufgrund der Wohnungszusammenle-
gungen sowie der Veräußerung von 10 Wohnungen, die nicht an Genossen-
schaftsmitglieder vermietet waren, im Vergleich zum Vorjahr leicht verringert. 
Die Genossenschaft bewirtschaftet nunmehr zum Bilanzstichtag 3.066 Alt-
bau- und 3.037 Neubauwohnungen. 
 

Entwicklung des Wohnungsbestandes
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Die Entwicklung des 
bewirtschafteten Woh-
nungsbestandes der 
letzten fünf Jahre ist in 
Abbildung 2 dargestellt.

 
 
Beteiligungen 
 
Die Zielsetzung unserer Beteiligungsgesellschaften, neben Drittgeschäften 
weitere Aufgaben für uns zu übernehmen, wurde auch in 2006 umgesetzt. 
Die „Gilde“ Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH hat neben den bisheri-
gen Aufgaben kürzlich Regiehandwerker eingestellt und die entsprechenden 
Aufgaben von dem bisherigen Dienstleister der 1892 übernommen, so dass 
ab sofort neben kaufmännischen Tätigkeiten auch Aufgaben für den Woh-
nungsbestand an sich ausgeführt werden. Seit Anfang des Jahres beauftra-
gen wir die „Gilde“ auch mit Malerarbeiten, die Anfänge sind Erfolg verspre-
chend. Wenn sich die geplanten wirtschaftlichen Vorteile bestätigen sollten, 
wird dieser Service sicherlich ausgebaut. 
 
Aufgrund der jahrelangen guten Zusammenarbeit mit einer Sanitärfirma 
haben wir gemeinsam mit diesem Geschäftspartner eine weitere Servicege-
sellschaft, die „SHB ServiceHaus – Berlin GmbH“, gegründet. Der Zweck 
dieser Kooperation liegt zunächst darin, unser umfangreiches Badmoderni-
sierungsprogramm noch besser steuern und damit auch günstiger umsetzen 
zu können.  
 
Die GA FA Projektentwicklungs- und -steuerungsgesellschaft mbH hat nach 
der Neuausrichtung als Besitzgesellschaft im Jahr 2005 die gesetzten Ziele 
erfüllt. Daher wurde im abgelaufenen Jahr die Bestandshaltertätigkeit ohne 
eigene Mitarbeiter für ´Spezialimmobilien´ der 1892 fortgesetzt. Im Dezem-
ber hat die GA FA einen Großteil der Gewerbeflächen der 1892 erworben, 
für die Verwaltung ist nach wie vor die 1892 zuständig. Allerdings wurde für 
die Vermietung des TFE-Gebäudes am Falkenberg eine auf diese Arbeit 
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spezialisierte Maklerfirma beauftragt. Wir gehen daher zukünftig von einer 
verbesserten Vermietungssituation für dieses Objekt aus. 
 
Auch die Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 
(Nordverbund) musste aufgrund der Aufhebung des Sanierungsgebietes im 
Bereich Schulstraße strategisch neu ausgerichtet werden. Zukünftig wird die 
Nordverbund GmbH als Besitzgesellschaft ohne eigene Mitarbeiter tätig 
sein. Das operative Geschäft wurde der, von den anderen Gesellschaftern 
der Nordverbund neu gegründeten ´IMQ Nordverbund Berlin GmbH´, über-
tragen. Die Geschäftsführung der Nordverbund wird in diesem Zusammen-
hang seit Anfang dieses Jahres von der 1892 gestellt.  
 
 
Spareinrichtung 
 
Bundesweit gibt es 45 Genossenschaften mit Spareinrichtung, deren Spar-
einlagen bzw. Einlagen insgesamt ca. 1.510,9 Mio. € (2006) betragen.  
Die Entwicklung dieser Spareinlagen ist auch in 2006 positiv verlaufen. Auch 
die 1892 konnte im abgelaufenen Jahr wieder eine Steigerung sowohl der 
Sparkonten als auch der Spareinlagen, insbesondere der Sparbriefe, ver-
zeichnen. 
Insbesondere die Erhöhung der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 2007 und 
das damit einhergehende Vorziehen von Investitionen haben generell jedoch 
zu einem geringeren Anstieg der Spareinlagen als in den Vorjahren geführt. 
 
Per 31.12.2006 wurde in unserer Spareinrichtung ein Sparvolumen von 81,9 
(78,0) Mio. € geführt; dies entspricht  einer Steigerung von 5,0 %. Die guten 
Angebote sind für unsere Mitglieder nach wie vor attraktiv. Neben den abge-
zinsten Sparbriefen fand gegen Ende des Jahres auch unser ´Riester-
Angebot´ einen hohen Zuspruch, der Artikel im Focus 49/2006, der uns als 
´Rendite-Sieger´ ehrte, hat dazu sicherlich beigetragen. Da aufgrund unserer 
guten Angebotspalette auch viele Nicht-Berliner Interesse an der Sparein-
richtung zeigen, bieten wir seit Ende letzten Jahres das PostIdent-Verfahren 
an. Auch dieses Angebot wird gut angenommen. 
Die Garantie für die Sicherheit der Spareinlagen ist durch unsere hohen 
Grundstücks- und Vermögenswerte gegeben. Weiterhin sind die Einlagen 
durch unsere Mitgliedschaft im Sicherungsfond des GdW abgesichert. Der 
Anteil der von den Genossenschaftsmitgliedern erbrachten Finanzierungs-
mittel hat sich auf 29,9 % (27,5 %) der Bilanzsumme erhöht. 
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Die nachfolgende Abbildung 3 zeigt die 
Entwicklung der Spareinlagen der letzten 
fünf Jahre. 
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Mitglieder- und Anteilsbestand 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2006 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2006 10 474 55 223 
 
Zugang 2006 613 4.138 
 
Abgang 2006 552 3.447 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2006 10 535 55 914 
 
 
Ein Geschäftsanteil beträgt € 300,00. Das haftende Kapital erhöhte sich im 
Geschäftsjahr um € 378.213,58 auf € 17.627.797,96.  
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 
31.12.2006  € 1.445,71. 
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Unsere neudeutsch als ´Membership-Value-Programm´ bezeichne
gie zeigt erste Früchte. Das zweite Jahr infolge seit 1998 können
Anstieg der Mitgliederzahlen mit einem ´Fünfjahreshoch´ verzeic
gibt viele Gründe: Das ’Mitglieder werben Mitglieder´-Programm, 
cierge-Angebot, welches vielen älteren Mitgliedern ein längeres Ve
ihrer eigenen Wohnung ermöglicht, die Spareinrichtung mit den Zin
und den neuen, attraktiven Produkten, das Angebot vo
/Ferienwohnungen an attraktiven Standorten und diversen andere
angeboten. Auch die Satzungsänderung im letzten Jahr, beschl
einer außerordentlichen Vertreterversammlung, wird das Vertraue
glieder in die Genossenschaft stärken. Die Möglichkeit einer Divi
freiwillige Anteile macht das Verbleiben in der Genossenschaft fü

  
Die Entwicklung der Mitglieder mit
Zu- und Abgängen der letzten fünf
Jahre ist in Abbildung 4 zu sehen. 
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raktiv, im übrigen ist dies eine gute Alternative zur sicheren Geldanlage zu-
sätzlich zur Spareinrichtung. 
Die 1892 hat sich von einem genossenschaftlichen Wohnungsanbieter zu 
einem genossenschaftlichen Dienstleister entwickelt, dies wird honoriert. Wir 
sind im Vergleich zu vielen Wettbewerbern kein ´billiger Jakob´, sondern ein 
qualitäts- und serviceorientiertes Wohnungsunternehmen. Diese Strategie 
hat sich bewährt, und wir werden sie fortentwickeln. 
 
 
Genossenschaftliche Demokratie 
 
Am 28.06.2006 wurde unsere jährliche ordentliche Vertreterversammlung 
durchgeführt. Neben 77 unserer Vertreter konnten wir Gäste vom Verband 
BBU, von der Deutschen Bundesbank und befreundeten Genossenschaften, 
aus unseren Siedlungen sowie auch den Vorsitzenden des Vereins zur För-
derung des lebenslangen genossenschaftlichen Wohnens begrüßen.  
 
Der Aufsichtsratsvorsitzende, Genosse Weißbach, gab der Vertreterver-
sammlung die Zusammensetzung des Aufsichtsrates und die Besetzung 
seiner Ausschüsse „Bauen“, „Finanzen“, „Genossenschaftswesen“ und „In-
formationsordnung“ bekannt. Er berichtete der Vertreterversammlung über 
den schriftlichen Bericht hinaus zur Konkretisierung und Umsetzung der in 
der Klausurtagung von Aufsichtsrat und Vorstand im Vorjahr erarbeiteten 
Ziele – Einsatz von Mitteln der Spareinrichtung, Beiträge zur Hebung stiller 
Reserven, Begrenzung von Instandhaltungsaufwendungen. Es war wieder-
um möglich, die Nutzungsgebühren in nur moderatem Rahmen anzuheben. 
Er weist darauf hin, dass der Prüfungsbericht die Richtigkeit des eingeschla-
genen Weges bestätigt.  
 
Die Vertreterkonferenz des vorangegangenen Jahres – so der Vorsitzende – 
trug zur Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Konsolidierungsprozesses 
bei. 
 
Im Namen des Aufsichtsrates dankt Genosse Weißbach dem Vorstand für 
seine Arbeit und wünscht eine erfolgreiche Fortsetzung. 
 
Anhand von Präsentationen legt das Vorstandsmitglied Lönnecker der Ver-
treterversammlung über den vorliegenden Geschäftsbericht hinaus die gute 
Entwicklung des Unternehmens in 2005 dar. Insbesondere referierte er zum 
Anstieg des Eigenkapitals und Mitgliederzuwachses sowie auch Erhöhung 
der Sparmittel; hier sind der Fischerhaus-Sparbrief, die Sonderkonditionen 
zum 10-jährigen Geburtstag der Spareinrichtung, das Rendite-Sparen und 
das steuergeförderte Sparen nach dem Altersvermögensgesetz besonders 
hervorzuheben. Finanzlage, Ertrags- und Vermögenslage werden den Ver-
tretern erläutert. Wegen der positiven Entwicklung schlägt der Vorstand nicht 
nur die Erhöhung der gesetzlichen Rücklage vor; der Bilanzgewinn sollte auf 
neue Rechnung vorgetragen werden. Der Dank des Vorstandsmitglieds 
Lönnecker gilt den Mitarbeitern, dem Betriebsrat und auch den genossen-
schaftlichen Organen und Gremien für die Unterstützung im abgelaufenen 
Jahr. 
 
Das Vorstandsmitglied Hermann geht sodann auf die Ertragsvorschau der 
Jahre 2006 bis 2010 ein. Der Trend setzt sich fort – das wohnungswirtschaft-
liche Klima hat sich seit Abschaffung der Gemeinnützigkeit im Jahr 1989 
insbesondere durch das Verhalten der öffentlichen Hand negativ entwickelt. 
Die Genossenschaft ist im Gegensatz zu kommunalen Wohnungsunterneh-
men nicht dazu gezwungen, unter dem Druck von Eigenkapitalrenditen Be-
stände zu veräußern. Zudem sind Kapitalgeber und Nutzer weitgehend iden-
tisch. Er erläutert den Anwesenden die Entstehung von Einnahmen im Jahre 
1989 über den Jetztzustand mit einer Vorausschau bis 2015. Bis dahin dürf-
te die Genossenschaft den Ausstieg aus den Fördersystemen geschafft 
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haben, so dass sie von der öffentlichen Hand unabhängig wird. Die positive 
Entwicklung hat zur Grundüberlegung geführt, Teile des erwirtschafteten 
Gewinns als Rückvergütung an die Nutzer zurückzugeben und möglichst 
eine Dividende auf freiwillige Anteile auszuschütten. Die Möglichkeiten sind 
auch im Hinblick auf steuerliche Auswirkungen zu prüfen. Es werden Zu-
gangserleichterungen für Schüler, Auszubildende und Studenten angestrebt. 
Beide Themen wurden in der außerordentlichen Vertreterversammlung am 
12.09.2006 (s. u.) beraten. 
 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrates trug sodann der Vertreterversammlung 
das zusammengefasste Prüfungsergebnis des Verbandes Berlin-
Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. vor; Fragen an den anwe-
senden Vertreter des Prüfungsverbandes ergaben sich daraus nicht. 
 
Lagebericht des Vorstandes 2005, Bericht des Aufsichtsrates 2005, Prü-
fungsbericht 2005 wurden jeweils einstimmig festgestellt, ebenfalls der Jah-
resabschluss per 31.12.2005 einschließlich Bilanz sowie Gewinn- und Ver-
lustrechnung. Dabei wird festgestellt, dass der Bilanzgewinn auf neue Rech-
nung vorgetragen werden soll, so dass keine Dividendenausschüttung er-
folgt. Im Anschluss werden Aufsichtsrat und Vorstand in getrennten Abstim-
mungen jeweils einstimmig Entlastung erteilt. 
 
Der Aufsichtsratsvorsitzende, Genosse Weißbach, leitet sodann die Wahl-
gänge zur Wahl in den Aufsichtsrat. Er erklärt vorab, dass er selbst sowie 
auch Genosse Nicklitz aus persönlichen Gründen nicht wieder kandidieren 
werden. Es sind drei Mitglieder neu bzw. wieder in den Aufsichtsrat zu wäh-
len. Die Genossen Jürgen Koch, Jürgen Lüdtke, Ralf Olschewski und Ro-
nald Schröder stellen sich der Vertreterversammlung vor; in den anschlie-
ßenden Wahlgängen werden die Genossen Koch, Olschewski und Schröder 
gewählt; sie nehmen die Wahl an. Der bisherige Aufsichtsratsvorsitzende, 
Genosse Weißbach, wünscht dem Aufsichtsrat in seiner neuen Zusammen-
setzung guten Erfolg. 
 
Die außerordentliche Vertreterversammlung am 12.09.2006 wird vom neuen 
Aufsichtsratsvorsitzenden, Genossen Reinhard W. Arf, geleitet, der die Ver-
treterversammlung unterrichtet, dass die Bestrebungen zur Konsolidierung 
vom Aufsichtsrat fortentwickelt wurden und nunmehr der Versammlung dar-
gelegt werden können.  
 
Den Anwesenden wird das neu entwickelte Verfahren „1892-Wohnstarter“ 
vorgestellt. Ziel ist es, in Siedlungen mit Vermietungsproblemen Schülern, 
Auszubildenden, Studenten und Berufsanfängern bis zu 25 Jahren den Ein-
stieg in selbständiges Wohnen zu ermöglichen, einen indirekten Mietnach-
lass zu gewähren, aus dem die erforderlichen Anteile angespart werden 
können. Diese Zugangserleichterungen für junge Menschen müssen nicht in 
die Satzung eingebunden werden; es gelten für Kündigung etc. die Bedin-
gungen des Statuts.  
 
Die bereits in den Vorgesprächen zur Vertreterversammlung sowie in der 
Versammlung selbst angesprochenen Möglichkeiten einer Rückvergütung 
oder auch einer Dividendenzahlung auf freiwillige Anteile hatten zur Mei-
nungsbildung von Aufsichtsrat und Vorstand beigetragen und zu einem Vor-
schlag zur Änderung der 1892-Satzung geführt. Die Zeichnung weiterer 
Anteile könnte für die Genossenschaftsmitglieder im Hinblick auf sinkende 
Einkommen im Alter eine Anlagemöglichkeit zur Anpassung der Altersein-
künfte sein. Gleichzeitig würde sich die Eigenkapitalsituation der 1892 durch 
Zeichnung weiterer Anteile verbessern. Die Szenarien „Dividendenzahlung, 
Verzinsung von Anteilen, Dividende auf freiwillige Anteile und Rückvergü-
tung für wohnende Mitglieder“ sowie steuerliche Möglichkeiten nach aktuel-
lem Stand wurden den Vertretern dargelegt und mit den Anwesenden aus-
führlich diskutiert. Schließlich stimmt die Vertreterversammlung mit 93,4 % 
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der Stimmen der vorgeschlagenen Satzungsänderung zu. Damit wird es 
möglich, einen Gewinnanteil bis zu 8 % des Geschäftsguthabens auszu-
schütten, wobei unterschiedliche Prozentsätze für freiwillige und Pflichtantei-
le angewendet werden können.  
 
Bereits die nächste ordentliche Vertreterversammlung im Juni 2007 wird sich 
in veränderter Zusammensetzung präsentieren. Seit dem Herbst 2006 laufen 
die Vorbereitungen zur Durchführung der Vertreterwahlen, die wiederum in 
der Form der Briefwahl durchgeführt werden, um auf diese Weise mehr Mit-
glieder zu erreichen. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Berichtes ist das 
Wahlverfahren an sich abgeschlossen; es folgen nunmehr Auszählungen 
durch die Wahlausschüsse, Feststellung der Ergebnisse durch den Wahl-
vorstand und die Bekanntmachungen. Schon heute ganz besonders herzli-
chen Dank an die vielen freiwilligen Helfer, die an der Ermittlung des Ergeb-
nisses beteiligt sind. 
 
Der Verein zur Förderung des lebenslangen genossenschaftlichen Wohnens 
e. V. hat ein neues Projekt in Angriff genommen. In der Siedlung Spandau 
soll eine Alten-Wohngemeinschaft im Haus Neuendorfer Straße 54 installiert 
werden; die Ausgestaltung werden die zukünftigen Bewohner durch ihre 
Bedürfnisse mit bestimmen. Das Tagescafé, der Treffpunkt 1892, in Charlot-
tenburg wird künftig in veränderter Form, d. h. durch ehrenamtliche Helfer, 
betrieben. Die Wohngemeinschaft in der Bristolstraße 7 mit rund-um-die-
Uhr-Betreuung ermöglicht unseren betagten Mitgliedern ein Wohnen in pri-
vater Atmosphäre. Kleine Schritte konnten in der Siedlung Attilahöhe zur 
Einrichtung einer Alten-Wohngemeinschaft verwirklicht werden; das Projekt 
in Charlottenburg verzögert sich weiter: Die benötigten Wohnungen sind 
durch Einzelverträge weiterhin vermietet. Ein erstes Jugendprojekt fördert 
der Verein in der Siedlung Spandau. Die Schulaufgabenbetreuung für die 
Kinder hat zu messbaren Erfolgen geführt; Ferienveranstaltungen sponsert 
die 1892, so dass sich die Maßnahmen ergänzen. Weiterhin unterstützt der 
Verein bedarfsgerechte Anpassung von Wohnungen bei Behinderungen. Die 
Arbeit des Vereins wird bei der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung immer 
wichtiger. Und, der Verein braucht junge Mitglieder, die diese Aufgaben fort-
setzen. Unser Appell: Unterstützen Sie den Verein, werden Sie Mitglied! 
 
2006 durften wir wieder eine Vielzahl von Veranstaltungen unserer ehren-
amtlichen Siedlungsausschüsse erleben. Das traditionelle Sommerfest in der 
Siedlung Attilahöhe ist das Highlight des Sommers und inzwischen über 
unsere Siedlung hinaus bekannt und beliebt. Nur durch viele helfende Hän-
de wird so etwas ermöglicht. Nach langen Jahren der Abstinenz gab es auch 
in der Siedlung Spandau wieder ein Sommerfest. Viele kleine Leute freuten 
sich an Radio Teddy, am Leben und Treiben zwischen den Häusern und vor 
allem am Mini-Fußballtraining mit den Tennis-Borussia-Spielern, die in der 
Siedlung wohnen, ermöglicht durch eine Zusammenarbeit von Tennis Bo-
russia Berlin e. V. und der 1892. Wenn wir dann noch sehen, wie viele Mit-
glieder sich zu Kartenspiel, Gymnastik, Handarbeiten, Seidenmalen und 
Basteln, zu Seniorennachmittagen, Ausflügen, kleineren und größeren Fest-
lichkeiten von Siedlungsbewohnern zusammen finden, können wir uns von 
den Organisatoren nur wünschen: Bleiben Sie alle so aktiv! Sie fördern 
durch Ihre ehrenamtliche Tätigkeit die Zusammengehörigkeit unserer Mit-
glieder. Das prägt unsere Genossenschaft und macht sie menschlich in un-
serer technisierten und leider häufig egoistischen Gesellschaft.  
 
 
Personal- und Sozialbereich 
 
Neben den Vorstandsmitgliedern und den Prokuristen standen der Genos-
senschaft im Jahr 2006 insgesamt 50 Angestellte, davon 38 für die Verwal-
tung im engeren Sinne wie Finanz-, Mieten- und Mitgliederbuchhaltung, 
Betriebskostenabrechnung sowie Bauabteilung und 12 Angestellte für die 
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Vermietung und den Bewohner-Service zur Verfügung. Die Wohnanlagen 
wurden von 30 Hauswarten betreut. 
 
Die Genossenschaft ist Mitglied im Arbeitgeberverband der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft e. V., insofern gilt der Mantel- und Vergütungstarifver-
trag für die Angestellten und die gewerblichen Arbeitnehmer der Woh-
nungswirtschaft. Aufgrund der Tarifvereinbarungen wurden die Löhne und 
Gehälter zum 01.01.2006 um 0,9 % und zum 01.01.2007 um weitere 0,9 % 
angehoben. 
 
Nach wie vor bildet unsere Genossenschaft über Bedarf aus; sieben Auszu-
bildende mit dem Ausbildungsziel Kaufmann/-frau der Immobilienwirtschaft 
wurden per Jahresultimo ausgebildet. Zusätzlich stellt unsere Tochtergesell-
schaft „Gilde“ Heimbau einen Ausbildungsplatz zur Verfügung. 
 
Um unseren Auszubildenden eine noch praxisnähere Ausbildung als bisher 
bieten zu können, haben wir Anfang des Jahres unser ´Azubi-Projekt´ ins 
Leben gerufen. Betreut von zwei Mentoren verwalten unsere Auszubilden-
den selbständig eine Wirtschaftseinheit mit 135 Wohnungen. Von der Woh-
nungsabnahme bis zur Neuvermietung, vom tropfenden Wasserhahn bis 
zum Versicherungsfall, alles wird von den jungen Leuten gemanagt – zur 
Zufriedenheit der Bewohner. 
 
 
Der Vorstand dankt allen Mitarbeitern, dem Betriebsrat, den genossenschaft-
lichen Gremien und Organen sowie den ehrenamtlichen Helfern für den 
Einsatz und die tatkräftige Unterstützung bei der Bewältigung der uns ge-
stellten Aufgaben und der Unterstützung bei der Einführung von neuen Pro-
dukten und Dienstleistungen sowie den erforderlichen Organisationsanpas-
sungen. 
 
 
 
II. Ertrags-, Finanz- und Vermögenslage 
 

a.) Ertragslage Im abgelaufenen Geschäftsjahr hat sich das Jahresergebnis mit 111,8 T€ 
besser entwickelt als ursprünglich geplant. Wir waren zunächst von einem 
Jahresfehlbetrag von 542,7 T€ ausgegangen. 
Diese wesentliche Verbesserung ist durch mehrere Faktoren möglich ge-
worden. Ein Grund ist die Veräußerung eines wesentlichen Teils unserer 
Gewerbeflächen an die GA FA, einer 100%igen Tochtergesellschaft, die mit 
dem Erwerb die strategische Neuausrichtung als Bestandshalter konsequent 
fortgesetzt hat. Der hohe Leerstand des TFE-Gewerbegebäudes am Fal-
kenberg macht andere Vermietungskonzepte notwendig als die 1892 als 
erfolgreicher Anbieter von genossenschaftlichem Wohnen bieten kann. Um 
die Kontinuität am Eingang unserer Gartenstadt am Falkenberg sicher zu 
stellen, wird ein Weiterverkauf nicht vorgenommen. Der Verkauf realisierte 
saldiert einen Ertrag in Höhe von rund 2.700 T€. Durch diesen Ergebnisbei-
trag waren wir in der Lage, die letzten noch nicht bilanzierten Aufwendungs-
darlehen in Höhe von 2.050 T€ zu passivieren und auch an die IBB zurück 
zu zahlen. Der zusätzliche Zinseffekt in unserer Ergebnisrechnung beträgt 
anfänglich knapp 200 T€. 
Weiterhin konnten wir unsere langjährigen Verhandlungen mit der Landes-
bank wegen der sogenannten Altschulden mit einem guten Ergebnis ab-
schließen. Die bisherige bilanzielle Vorsorge war um etwa 800 T€ zu hoch 
dotiert und konnte ergebniswirksam aufgelöst werden. Hierdurch entfallen 
weiterhin jährliche Zinsbelastungen in Höhe von ca. 50 T€.  
Ein weiterer Sondereffekt des abgelaufenen Jahres ist durch den Verkauf 
eines Hauses am Nettelbeckplatz in Höhe von gut 200 T€ zu verzeichnen 
gewesen. Das Gebäude hatten wir im Rahmen einer Insolvenz in den 80er 
Jahren erworben, es war aber nie von unseren Mitgliedern angenommen 
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worden und stand zum größten Teil leer. Das einzige dort wohnende Mit-
glied ist mittlerweile in eines unserer Häuser am Nettelbeckplatz umgezo-
gen. 
 
Die Umsatzerlöse aus den Sollmieten für Wohnungen, Gewerbe und Gara-
gen/Stellplätze - abzüglich der Erlösschmälerungen - stiegen leicht auf  
21,8 Mio. € (21,3 Mio. €). Die abgerechneten Betriebskosten in Höhe von 
8,8 Mio. € (8,3 Mio. €) entsprechen den unfertigen Leistungen des Vorjah-
res.  
 
Die Zuschüsse aus der öffentlichen Förderung sind entsprechend den Zah-
lungsplänen von 2,7 Mio. € auf 2,2 Mio. € gesunken. 
 
Der Anstieg bei den Bestandsveränderungen und den Betriebskosten resul-
tiert insbesondere aus den gestiegenen Energiekosten. 
 
Die Höhe des Instandhaltungsaufwandes 3,9 Mio. € (Vorjahr: 4,2 Mio. €) 
steht weiterhin im Zeichen des Konsolidierungsprozesses. 
 
Der Personalaufwand stieg im Vergleich zum Vorjahr um ca. 300 T€ an. 
Dies war durch einen Einmaleffekt bei der Pensionsrückstellung bedingt. 
Aufgrund der altersbedingten Fluktuation werden die Personalkosten - trotz 
zu erwartender tariflicher Steigerungen - in den folgenden Jahren konstant 
bleiben. 
 
Die planmäßigen Abschreibungen haben sich geringfügig verringert. Auf-
grund des Gesetzes zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse an Verkehrsflä-
chen und anderen öffentlich genutzten privaten Grundstücken (VerkFlBerG) 
sind wir verpflichtet, ein Grundstück im Zusammenhang mit einem Kita-
Gebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen Hand befindet, zu einem 
durch das Gesetz determinierten Kaufpreis zu veräußern. Hieraus resultiert 
eine außerplanmäßige Abschreibung in Höhe von 287,0 T€. 
 
Die Reduktion der Zinsaufwendungen um 1.062,1 T€ ist neben der Regeltil-
gung auf die Sondertilgungen der letzten Jahre sowie die Umfinanzierung 
 
von 35,5 Mio. € Anfang 2006 mit deutlich reduziertem Zinssatz zurückzufüh-
ren. Die für die Sondertilgungen eingesetzten Spareinlagen liegen trotz die-
ser guten Verzinsung deutlich unter den Zinsätzen der Kreditinstitute, so 
dass saldiert diese Einsparung erreicht werden konnte. Die Einsparungen in 
den letzten zwei Jahren entsprechen somit nahezu einer Sollstellung. 
 
Die übrigen Aufwendungen beinhalten neben den Zuführungen zu den 
Rückstellungen für Bauinstandhaltung insbesondere die sächlichen Verwal-
tungskosten. 
 
Das Zins- und Beteiligungsergebnis beträgt 65,1 T€ (59,0 T€). Es hat sich 
aufgrund der gestiegenen Habenverzinsung trotz der verringerten Liquidität 
und des höheren Beteiligungsergebnisses verbessert.  
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Die nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten gegliederte Erfolgsrechnung zeigt folgendes Ergebnis: 
 

2 0 0 6  2 0 0 5 Veränderungen 
T €   T €  T € 

Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung 30.930,6 74,9% 29.868,7 

 
 

81,0% 1.061,9
Mietsubventionen 2.248,9 5,4% 2.659,6 7,2%  - 410,7
Bestandsveränderungen/aktivierte Eigenleistungen 

 
225,7 0,5% 980,0 2,7%  - 754,3

Andere Umsatzerlöse und Erträge 7.943,0 19,2% 3.380,7 9,1% 4.562,3
41.348,2 100,0% 36.889,0 100,0% 4.459,2

 
         

Betriebskosten und Grundsteuer 10.062,6 24,4% 9.853,2 26,7% 209,4
Instandhaltungsaufwand 3.917,4 9,5% 4.197,4 11,4%  - 280,0
Personalaufwendungen 4.785,4 11,6% 4.458,8 

 

 

12,1% 326,6
Abschreibungen 4.479,5 10,8% 4.243,4 11,5% 236,1
Zinsaufwand 9.563,6 23,1% 10.625,7 28,8%  - 1.062,1
Übrige Aufwendungen 6.371,4 15,4% 3.075,7 8,3% 3.295,7

 - 39.179,9 94,8%  - 36.454,2 98,8%  - 2.725,7  
Geschäftsergebnis 2.168,3 5,2% 434,8 1,2% 1.733,5
Zins- und Beteiligungsergebnis 65,1 59,0 6,1
Außerordentliches Ergebnis  - 2.050,6   -  - 2.050,6         
Ergebnis vor Steuern 182,8 493,8 -331,0
Steuern  - 71,0   - -71,0         
Jahresergebnis 111,8   493,8     - 382,0

 
Zur weiteren Verdeutlichung der Entwicklung stellen wir einige Daten und Kennzahlen im Mehrjahresvergleich dar: 
 
 2006 2005 2004 2003 2002
      

 
    

    

T€ T€ T€ T€ T€
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 111,8 493,8  - 605,4  - 1.741,9  - 1.791,7
Gewinnvortrag 641,6  910,8305,4 2.652,7 4.444,4
Einstellung in die Ergebnisrücklagen  - 140,0   - 157,6    -   -   - 
Bilanzgewinn 613,4 641,6 305,4 910,8 2.652,7
          

 €/qm €/qm €/qm €/qm €/qm
Nettokaltmiete (Soll) ohne Zuschüsse qm Wohnfläche 4,58 4,49 4,36 4,29 4,19 
          

Fremdkapitalzinsen Nettokaltmiete (ohne Zuschüsse)  44,99% 50,90% 54,48% 57,40% 58,59%

  17/34 



   
 Geschäftsbericht 2006 

b.) Finanzlage Die Zahlungsfähigkeit der Genossenschaft war im Geschäftsjahr stets gege-
ben; die flüssigen Mittel wurden aufgrund der Sondertilgungen um ca. 
1,6 Mio. € verringert. Es bestehen zusätzlich Kontokorrentzusagen unserer 
Geschäftsbanken von über 11 Mio. €. 
 
Grundsätzlich finanziert sich die Genossenschaft über die Spareinrichtung 
sowie über langfristige Hypothekendarlehen. Daneben werden aber im Be-
reich von Umfinanzierungen mittelfristige Annuitätendarlehen sowie kurzfris-
tige endfällige Darlehen vereinbart. Im Rahmen der mittel- und langfristigen 
Passivplanung der Bilanz werden wir die in den nächsten fünf Jahren anfal-
lenden Regeltilgungen und Sondertilgungen in Höhe von knapp 40 Mio. € 
mit Eigen- bzw. Sparmitteln vornehmen, neue Kreditaufnahmen sind nicht 
geplant. Sämtliche Darlehen werden regelmäßig überprüft und zurückge-
zahlt bzw. umfinanziert - wenn dies sinnvoller ist. 
 
Nach der Wiedereinführung der Spareinrichtung vor 12 Jahren wurden die 
Sparmittel zunächst insbesondere für die Modernisierung und in den letzten 
Jahren verstärkt zur Ablösung von Krediten eingesetzt. Trotz der guten Ha-
benverzinsung für unsere Sparer liegt die Refinanzierung der Genossen-
schaft im langjährigen Vergleich zu den Darlehenskonditionen der Ge-
schäfts- und Hypothekenbanken um ca. 1 - 2 % günstiger. 
Durch unser Angebot der Mietkautionsverwaltung wird der Zinsvorteil durch 
die Spareinrichtung noch größer und macht Zahlungsströme noch besser 
planbar; der derzeitige Anteil der Mietkautionen an den Spareinlagen beträgt 
etwa sieben Prozent. 
Insofern gehen wir in unserer langfristigen Planung im Zeitraum von 10 Jah-
ren davon aus, die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten bis 2016 
halbieren zu können. Die Finanzierung durch unsere Mitglieder ist dann 
deutlich größer als die Bankenfinanzierung. 
Für unsere langfristigen Darlehen sind gegenwärtig Festzinssätze zwischen 
3,65 % und 7,16 % vereinbart. 
 
Da in den nächsten vier Jahren quasi keine Darlehensumschuldungen anfal-
len, werden im Moment auch keine üblichen Zinssicherungsgeschäfte be-
trieben. Zur Sicherung günstiger Zinssätze über diesen Zeitraum hinaus ist 
im Hinblick auf die dann anstehenden Prolongationen teilweise eine Zinssi-
cherung über Bausparverträge erfolgt, auch vorgezogene Prolongationen 
sind zu diesem Zweck geplant. 
 
Herkunft und Verwendung der Finanzmittel sind aus der nachfolgenden Ka-
pitalflussrechnung zu entnehmen: 
 
 2006  2005  2004  2003
Cashflow T€  T€  T€  T€ 

aus laufender Geschäfts-
tätigkeit 3.759,2  2.755,2  1.153,0  515,5
aus Finanzierungstätigkeit -9.808,7  -830,9  -1.449,1  7.012,7
aus Investitionstätigkeit 4.436,7  -1.530,6  -2.914,9  -3.454,8

Veränderung des Finanz-
mittelbestandes -1.612,8  393,7  -3.211,0  4.073,4
    

Finanzmittelbestand zum  
31. Dezember 1.645,0  3.257,8  2.864,1  6.075,1

 
Die Abnahme des Finanzmittelbestandes resultiert im Wesentlichen aus der 
Finanzierungstätigkeit. 
 
Die im Geschäftsjahr an die GA FA veräußerten Gewerbeflächen ermöglich-
ten die hohen Sondertilgungen. Die Investitionen wurden aus Eigen- und 
Sparmitteln finanziert. Auch zukünftig wird die Finanzlage der Genossen-
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schaft durch die Instandsetzungs- und Modernisierungstätigkeit aber insbe-
sondere durch die Sondertilgungen nachhaltig beeinflusst. Im mittelfristigen 
Finanzplan sind hierfür insgesamt 10 Mio. € vorgesehen. 
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Nachfolgende Kennzahlen verdeutlichen die Entwicklung wichtiger Daten im Fünfjahresvergleich: 
 
 
 2006 2005 2004 2003 2002
   

 

     

T€
 

 T€T€
 

 T€
 

 T€
  

Liquide Mittel 1.645,0 3.257,8 2.864,1 6.075,1 2.001,7
 
      
Kapitaldienst (mit Sondertilgung)    
Nettokaltmiete (Soll) zzgl. Zuschüsse 103,87% 86,98% 94,34% 74,32% 79,05%

      
      

Kapitaldienst (ohne Sondertilgung)    
Nettokaltmiete (Soll) zzgl. Zuschüsse 61,62% 66,12% 69,72% 70,54% 69,33%

      
      

Fremdkapitalzinsen (gesamt)
Fremdkapital (gewichtet) 4,37% 4,74% 4,96% 5,20% 5,36%

      
      

Fremdkapitalzinsen KI und andere Kre-
ditgeber    
Fremdkapital Kreditinstitut und andere 
(gewichtet) 

5,12% 5,49% 5,56% 5,68% 5,65%

      
      

Fremdkapitalzinsen Spareinlagen         
Fremdkapital Spareinlagen (gewichtet) 3,07% 3,21% 3,49% 3,79% 4,35%
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c.) Vermögenslage Der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur der Genossenschaft stellen sich wie folgt dar: 

 
       

    

 31. D e z e m b e r  
 2 0 0 6 

 
2 0 0 5 

 
Veränderungen

 T€ T€
Aktiva       
Langfristiger Bereich       
Sachanlagen 253.633,8 95,5% 261.999,3 95,3%  - 8.365,5
Anderes langfristiges Vermögen 7.796,6 3,0% 6.923,3 2,5% 873,3
 261.430,4 98,5% 268.922,6 97,8%  - 7.492,2
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Sonstiges Vermögen 2.642,9 1,0% 2.797,3 1,0%  - 154,4
Liquide Mittel 1.639,1 0,5% 3.222,3 1,2%  - 1.583,2
 4.282,0 1,5% 6.019,6 2,2%  - 1.737,6 
 265.712,4 100,0% 274.942,2 100,0%  - 9.229,8

 
Passiva 
Langfristige Finanzierung
Eigenkapital 25.954,4 9,8% 25.651,4 9,3% 303,0
Fremdkapital 146.279,0 55,1% 158.215,3 57,5%  - 11.936,3
Spareinlagen 10.875,7 4,1% 9.821,7 3,6% 1.054,0
Andere langfristige Verbindlichkeiten 5.183,0 2,0% 6.345,2 2,3%  - 1.162,2

 188.292,1 71,0% 200.033,6 72,7%  - 11.741,5
Mittel- und kurzfristiger Bereich
Spareinlagen 71.065,9 26,6% 68.132,9 24,8% 2.933,0
sonstige Verpflichtungen 6.354,4 2,4% 6.775,7 2,5%  - 421,3
 77.420,3 29,0% 74.908,6 27,3% 2.511,7
 
 265.712,4 100,0% 274.942,2 100,0%  - 9.229,8
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In der Vermögenslage sind die unfertigen Leistungen (8,9 Mio. €) mit den 
erhaltenen Vorauszahlungen (8,6 Mio. €) verrechnet. 
 
Die Eigenkapitalquote - bezogen auf die Vermögenslage - beträgt 9,8 % 
(Vorjahr 9,3 %). Die Spareinlagen erhöhten sich von 28,4 % auf 30,7 %. Da 
die Spareinlagen in dieser Vermögenslage größtenteils nach der Anlage-
dauer, also unabhängig von dem tatsächlichen Verbleiben in der Sparein-
richtung betrachtet werden, zählen sie somit zu dem kurzfristigen Bereich. 
Empirisch betrachtet, ist seit Wiedereinführung der Spareinrichtung aber ein 
stetiger Anstieg zu verzeichnen. Unter Berücksichtigung dieses tatsächli-
chen Sparverhaltens würde sich der Anteil der kurzfristigen Spareinlagen 
deutlich zu Gunsten des langfristigen Bereiches verschieben. Bei einem 
angenommenen Bodensatz von 80 % der Spareinlagen würde sich eine 
Deckung von 90 % der langfristigen Passiva ergeben, bei einer vergleichba-
ren Genossenschaft ohne Spareinrichtung aufgrund der Darstellungsweise 
sogar von 96 %. 
 
Der Anteil der Spareinlagen und des Eigenkapitals konnte in den vergange-
nen Geschäftsjahren stetig gesteigert werden. Er beträgt 2006  39,65 % 
(Vorjahr: 36,78 %) der Bilanzsumme. 
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III. Nachtragsbericht 
 
Nach Ende des Geschäftsjahres wurden mehrere Darlehen in Höhe von 
mehr als 8 Mio. € mit einer Zinssenkung von rund 80 Basispunkten umfinan-
ziert. Weitere Darlehen in Höhe von über 20 Mio. € werden derzeit zwecks 
vorzeitiger Prolongation verhandelt. Auch hierbei gehen wir von zukünftig 
reduzierten Zinssätzen aus, die die geplanten Ergebnisse verbessern könn-
ten. 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse an Ver-
kehrsflächen und anderen öffentlich genutzten privaten Grundstücken 
(VerkFlBerG) sind wir berechtigt, Grundstücke im Zusammenhang mit einer 
Öffentlichen Nutzung dem Land Berlin ab 01.07.2007 anzudienen. Wir wer-
den von diesem Recht Gebrauch machen. 
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Für ein weiteres Grundstück trifft dieses Gesetz nach Auffassung des Lan-
des zu, wir sind diesbezüglich anderer Rechtsauffassung und haben das 
Grundstück über ein notarielles Angebot einem Projektentwickler angeboten. 
Der derzeitige Verhandlungsstand des Projektentwicklers mit dem Land, 
vertreten durch den Bezirk Treptow-Köpenick, lässt vermuten, dass der Pro-
jektentwickler eine Baugenehmigung erhält und unser Angebot annimmt.  
 
Die Neuausrichtung unserer Tochtergesellschaften wird die folgenden Jahre 
positiv beeinflussen. Die Anfänge mit der „Gilde“ Heimbau und der SHB 
ServiceHaus zeigen erste Erfolge. Weitere Beteiligungen, auch im Bereich 
der betriebskostenrelevanten Dienstleistungen, sind geplant, um weitere 
Synergien zu nutzen. 
 
Der derzeitige Verhandlungsstand zum Mietspiegel 2007 deutet darauf hin, 
dass für einen Großteil unserer Lagen eine deutliche Erhöhung der Miet-
spiegelwerte erfolgen wird. Dies ist in unserer Planung noch nicht berück-
sichtigt. 
 
Darüber hinaus sind nach Abschluss des Geschäftsjahres keine weiteren 
Vorgänge von besonderer Bedeutung für die Entwicklung der Genossen-
schaft eingetreten. 
 
Seit 2002 werden von uns auch angesichts der verstärkten Anforderungen 
nach der Baseler Eigenkapitalvereinbarung (Basel II) neben den handels-
rechtlichen Jahresabschlüssen Abschlüsse nach den IFRS erstellt. Für 2007 
ist die Integration dieses Abschlusses auf unser ERP-System SAP geplant. 
 
 
 
IV. Die voraussichtliche Entwicklung mit ihren Chancen und 
Risiken 
 

1.) Risikobericht Die größten Risiken der Wohnungswirtschaft sind auch perspektivisch durch 
die veränderte Situation der Öffentlichen Haushalte bedingt. Der planmäßige 
und außerplanmäßige Abbau von Fördermitteln sowie die Grund- und 
Grunderwerbssteuererhöhungen dürften nur den Anfang der 
Konsolidierungsmaßnahen darstellen. 
Unsere Genossenschaft hat sich bereits seit Wegfall der Gemeinnützigkeit 
auf diese Veränderung präventiv eingestellt und z. B. keine weiteren Woh-
nungen im geförderten Wohnungsbau mehr geplant. Auch die Wiedereinfüh-
rung der Spareinrichtung 1995 war ein Schritt in Richtung Unabhängigkeit 
was die Finanzierung anbelangt. 
 
Die geplante Unternehmenssteuerreform können wir in ihren Folgen für un-
sere Branche und unser Unternehmen derzeit noch nicht einschätzen. 
 
Unabhängig von diesen Risiken durch die veränderten politischen Rahmen-
bedingungen hat der Standort Berlin jedoch auch deutliche Vorteile gegen-
über anderen Städten und Regionen. Die Bevölkerung wird in den nächsten 
15 Jahren bei steigenden Haushalten quasi konstant bleiben. Der Leerstand 
wird daher in der nächsten Dekade nicht zunehmen. 
 
Der Leerstand in unserer Genossenschaft ist im letzten Jahr wieder leicht 
zurückgegangen. Die Maßnahmen zur Reduzierung des Leerstandes zeigen 
somit Erfolge. Gleichwohl werden wir aufgrund der Marktsituation weitere 
organisatorische Anstrengungen vornehmen müssen. 
 
Mittel- und langfristig wird das generelle Problem der Altersarmut unsere 
gesamte Branche belasten. Diese Thematik wird von Jahr zu Jahr aktueller. 
Dabei ist die heutige Rentnergeneration - im Vergleich zu den zukünftigen 
Generationen mit unterbrochenen Erwerbsbiographien - noch relativ gut 
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versorgt. Die Probleme, die aufgrund der demographischen Entwicklung die 
Sozialversicherungssysteme belasten, sind längst nicht gelöst. Wir planen 
neben unserer bestehenden Senioren-WG weitere Projekte in dieser Rich-
tung und kooperieren hierbei mit mehreren erfahrenen Partnern. 
 
Das Zinsänderungsrisiko hat aufgrund der langen Niedrigzinsphase, die 
aufgrund der wiederholten Leitzinserhöhungen nunmehr beendet zu sein 
scheint, zwangsläufig eine Bedeutung. Aufgrund unserer mittelfristigen Pla-
nung streben wir aber eine deutliche Senkung der Fremdmittel (KI) in Höhe 
von knapp 40 Mio. € in fünf Jahren an. In diesem Zeitraum hätten überdies 
Prolongationen bei Kreditinstituten nur einen Zins senkenden Effekt, so dass 
wir dieses Risiko für unsere Genossenschaft mittelfristig als nicht vorhanden 
einstufen.  
 
Im mittelfristigen Planungszeitraum wird nach einem Jahresüberschuss von 
68,1 T€ in 2007 mit permanent steigenden Jahresüberschüssen gerechnet. 
Die Unternehmenssteuerung kann daher bei sich abzeichnenden positiven 
Jahresergebnissen auch mehr Mittel in die Modernisierung und Instandhal-
tung einbringen als bisher für diese Zeiträume geplant. Nach der Finanzpla-
nung gehen wir, abhängig von möglichen Sondertilgungen, in den einzelnen 
Jahren von einer steigenden Liquidität aus. 

2.) Prognosebericht

 
Die geplante Entwicklung ist im folgenden Jahresvergleich dargestellt: 
 
  2007 2008 2009 2010 
  T€ T€ T€ T€ 
Jahresergebnisse  68,1 134,5 355,5 204,4
      
      
Liquidität  3.288,2 2.253,9 3.508,6 1.121,9
      
      
  €/qm €/qm €/qm €/qm 
Nettokaltmiete  
qm Wohnfläche  

4,69 4,74 4,80 4,86 

      
      
Fremdkapitalzinsen  
Nettokaltmiete  

39,8% 39,1% 38,5% 37,9% 

 
Der Planung liegen folgende wesentliche Prämissen zugrunde: 
 
Die Erlöse aus der Vermietung des Wohnungsbestandes erhöhen sich jähr-
lich um ca. 1,5 %, parallel hierzu wird der Leerstand weiterhin gesenkt. Die 
Gewerbemieten bleiben dagegen konstant. Die Fördermittel werden vertrag-
lich von 2,2 Mio. € auf 1,1 Mio. € sinken. 
 
Die Umsatzerlöse aus Betriebskostenabrechnungen steigen entsprechend 
der bekannten Preis- bzw. Gebührenerhöhungen, die insbesondere durch 
die öffentlichen Abgaben geprägt sind. Bei den Energiekosten sind die letz-
ten Preissprünge von 30 % eingeplant, ein noch höherer Anstieg würde so-
wohl die Kosten als auch die Erlöse (abzüglich Leerstand) weiter erhöhen. 
 
Die weiteren Erlöse machen weniger als fünf Prozent der Gesamterlöse aus 
und sind nach dem Vorsichtsprinzip geplant, ein Drittel hiervon sind Versi-
cherungsentschädigungen. 
Die Aufwendungen sind entsprechend vertraglicher und tarifrechtlicher Ver-
einbarungen einerseits und andererseits durch den Finanz- und Investitions-
plan geprägt. Die Kosten der Hausbewirtschaftung einschließlich der Be-
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triebskosten stellen mit etwa 40 % den ´Löwenanteil´. Die angenommene 
Entwicklung der Betriebskosten wurde bereits beschrieben, die Instandhal-
tungs- und Modernisierungskosten werden jährlich mit etwa 6 Mio. € ange-
setzt, bei Ergebnissen über Plan soll diese Position noch gestärkt werden. 
 
Aufgrund der altersbedingten Fluktuation werden die Personalkosten - trotz 
zu erwartender tariflicher Steigerungen - in den folgenden Jahren konstant 
bleiben. 
 
Die Abschreibungen steigen leicht um den Anteil, der sich aus den nachträg-
lichen Herstellungskosten der nächsten Jahre ergeben wird. 
 
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen reduzieren sich in der Zukunft 
leicht. 
 
Bei den Zinsaufwendungen wird sich nach der Reduktion in Höhe von gut 
1,0 Mio. € in 2006 eine weitere Senkung von knapp 1 Mio. € in 2007 einstel-
len, weitere Abnahmen werden dann geringer ausfallen. 
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B I L A N Z   Z U M   3 1.  D E Z E M B E R  2 0 0 6 
   AKTIVA      

  
      

    

PASSIVA
 2006

 
2005  2006

 
2005

   

 € € € T€  € € € T€
A.      ANLAGEVERMÖGEN     A.      EIGENKAPITAL     
Immaterielle Vermögensgegenstände     Geschäftsguthaben     

        
      

1.        Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und 1.       der mit Ablauf des Geschäftsjahres 
         ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an         ausgeschiedenen Mitglieder 771.082,91 646
         solchen Rechten und Werten 574.820,24 574.820,24  718 2.     der verbleibenden Mitglieder 16.740.915,05   16.550
Sachanlagen       

       
      
     
  

3.     aus gekündigten Geschäftsanteilen 115.800,00 
 

54
1.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte         (Rückständige fällige Einzahlungen 
         mit Wohnbauten 215.016.765,37 

 
218.698         auf Geschäftsanteile: € 1.445,71 

2.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte         Vorjahr: € 1.747,76) ____________ 17.627.797,96 
         mit Geschäfts- und anderen Bauten 973.037,14 5.337 Ergebnisrücklagen     

     
  

3.      Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte   1.     Gesetzliche Rücklage 5.600.000,00 5.560
         ohne Bauten 29.985.052,15 30.273 2.     Andere Ergebnisrücklagen 3.000.000,00 8.600.000,00  2.900
4.      Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66   1.285 Bilanzgewinn  613.448,49 26.841.246,45 642
5.      Technische Anlagen und Maschinen 30.492,37 

 
   
     
  

25 Eigenkapital insgesamt  26.841.246,45
 

26.352
 6.      Andere Anlagen, Betriebs- und  

         Geschäftsausstattung 330.272,45 397 B.     RÜCKSTELLUNGEN     
        7.      Bauvorbereitungskosten 5.781.936,10 5.758 1.    Rückstellungen für Pensionen  

8.      Geleistete Anzahlungen  231.732,03 253.633.800,27  226        und ähnliche Verpflichtungen 4.756.551,00   4.247
Finanzanlagen       

    
   

2.     Steuerrückstellungen 71.000,00 36
1.     Anteile an verbundenen Unternehmen 

 
6.788.649,13 4.511 3.     Rückstellungen für Bauinstandhaltung 791.450,00 736

2.         Beteiligungen 8.401,00 21 4.     Sonstige Rückstellungen 1.725.597,35  7.344.598,35 2.939
3.         Andere Finanzanlagen 35.436,65 6.832.486,78 261.041.107,29

 
35    

 
  

   C.     VERBINDLICHKEITEN     
B.      UMLAUFVERMÖGEN         1.       Verbindlichkeiten gegenüber 

Andere Vorräte       
    

        Kreditinstituten 142.975.381,15 
 

154.653
 1.      Unfertige Leistungen 8.900.000,00 8.868 2.       Verbindlichkeiten gegenüber  

2.      Andere Vorräte 3.583,67 8.903.583,67  4         anderen Kreditgebern 3.752.451,34   4.102
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände       

    
    
  1    

      
      
    

3.     Spareinlagen 81.941.554,05 77.955
1.      Forderungen aus Vermietung 749.426,54 704 4.     Erhaltene Anzahlungen 8.607.998,98 8.621
2.      Forderungen aus Verkauf von Grundstücken 475.000,00 0 5.     Verbindlichkeiten aus Vermietung 

6.
620.092,49 

 
852

3.      Forderungen aus Betreuungstätigkeit 0        Verbindlichkeiten aus  
4.      Forderungen aus anderen Lieferungen         Betreuungstätigkeit 0 30
         und Leistungen 853,3 11 7.       Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
5.      Forderungen gegen verbundene Unternehmen 10.057,10 66         und Leistungen 1.300.161,82 1.550
6.      Sonstige Vermögensgegenstände 487.290,06 1.722.627,00  1.286 8.       Verbindlichkeiten gegenüber      
Flüssige Mittel       

      
       

        verbundenen Unternehmen 70.696,54 116
1.         Kassenbestand, Postbankguthaben 9.       Sonstige Verbindlichkeiten 445.741,69 

 
984

         Guthaben bei Kreditinstituten 1.645.022,07 3.258         davon aus Steuern: € 272.307,01 
2.      Bausparguthaben 458.538,50 2.103.560,57 12.729.771,24

 
275         Vorjahr: € 280.234,17 ___________ 

 
 239.714.078,06

 
 

       
C.      RECHENABGRENZUNGSPOSTEN     D.   STADTERNEUERUNGSMITTEL     

  1.     Geldbeschaffungskosten 133.083,56 1.382 Förmlich festgelegte Gebiete     
2.     Andere Rechnungsabgrenzungsposten 166.103,49  299.187,05

 
204 1.      für Grunderwerb 218.577,28   

    
218

  2.      Trägervergütungen 98.144,79 98
D.      STADTERNEUERUNGSPOSTEN     3.      Sonstige Maßnahmen 33.745,26 350.467,33  34
Förmlich festgelegte Gebiete     Untersuchungsbereiche     

  1.     Grunderwerb einschließlich Erwerbsnebenkosten 137.005,59 137 1.      Trägervergütungen 75.906,74 75.906,74 426.374,07 76

2.     Ordnungsmaßnahmen 1.022,58     1  274.326.296,93 283.599
3.     Trägervergütungen 43.078,01 181.106,18  43      
Untersuchungsbereiche          
1.     Trägervergütungen 75.125,17 75.125,17 256.231,35 75
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG      
  

 2005 
 

für die Zeit vom 01. Januar bis 31. Dezember 2006   
 2006 
 € € T€
1. Umsatzerlöse      

  32.52
  

 66
 

 
 

 a)  aus der Hausbewirtschaftung 
 b)  aus Betreuungstätigkeit 

33.179.471,28  8
549.968,31

63.117,36
 

 c)  aus anderen Lieferungen und Leistungen 
 

33.292.556,95 
 

 

2. Erhöhung oder Verminderung des Bestandes 
 an unfertigen Leistungen 

     
32.00 698

  

  193.7  282
 

 

   7.801.6  3.286
 

 

en      
4.303,28 6

 b)   Aufwendungen für andere Lieferungen und   
431.750 6.053,97  

 
 

 0,00 
 

 
   

3. Andere aktivierte Eigenleistungen 
 

46,52 
 

  

4. Sonstige betriebliche Erträge 
 

80,30 
 

  

5.  Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistung
 a)  Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 13.55    13.58

 
,69

  
  Leistungen 13.98 428
  

 
 

  Rohergebnis      
 

 27.333.929,80 
 

 22.851
 

 
 

and     
 Gehälter 3.284.808,23    

d Aufwendungen für    
 Unterstützung 4.785.354,51  

    on für   

 

6.     Personalaufw
        a) Löhne und

 
3.405

     b) Soziale Abgaben un    
   Altersversorgung und 1.500.546,28 1.053

  dav  Altersversorgung:  € 872.487,94    
        

 
 

  

7.      
     egenstände des   

 und Sachanlagen 4.479.541,48 4.243
 

 

5.469.677,07 2.202
 

 
 

 
 

 
 

d    
lagevermögens  

 
  

81.070,36 65
 

  
 1  

 
  

9.563.612,80 6
 

    (Vorjahr:  € 390.390,09)  
 

 
 

 Abschreibungen    
auf immaterielle Vermögensg    

     Anlagevermögens
 

 
 

 
 

 

8.  Sonstige betriebliche Aufwendungen   
 

9.  Erträge aus Beteiligungen 
 

 
 

22.947,14 16
  

 
 

 10. Erträge aus anderen Wertpapieren un  
      Ausleihungen des Finanzan
 

 
 

1.561,46 
 

1

11. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 
 

  
 

 
 

  

 12. Abschreibung auf Finanzanlagen und   
      auf Wertpapiere des Umlaufvermögens
 

 
 

2.249,00 
 

0

13. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 

  10.62
 

 
  

      Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 3.05  1.404
 

 
 

2  
 

 
 

  
71.000,00    -335

ge 895.677,29 966.677,29 908
 

 

 7.073,90 
   

14.  Außerordentliche Aufwendungen  .050.565,65 0
   

 15.  Steuern   
 a) vom Einkommen und Ertrag 
     b)  sonsti
 

 
 

 
 

1 Jahresüberschuss 
 

6.  111.830,96  
 

 

g  6  3
 

 
 

494
 

  

17. Gewinnvortra 41.617,53 05
   

18. Einstellung in Ergebnisrücklagen   
che Rücklage 40.000,00    

100.000,00 140.000,00 103
 

 

   
      a) in die gesetzli 54
        b)   in andere Ergebnisrücklagen 
 

 
 

 
 

19.  Bilanzgewinn  613.448,49  642
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A N H A N G 
 
Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte 
entsprechend der Verordnung über Formblätter für die Gliederung des Jah-
resabschlusses von Wohnungsunternehmen in der aktuellen Fassung vom 
6. März 1987. 

Allgemeine  
Angaben 

 
Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren 
gewählt. 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten be-
wertet. Es erfolgte eine lineare Abschreibung auf die anzunehmende Nut-
zungsdauer von drei bis acht Jahren. 

Erläuterungen zu 
den Bilanzierungs- 
und Bewertungs- 
methoden  

Das Sachanlagevermögen wurde grundsätzlich zu Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten angesetzt, vermindert um planmäßige lineare Abschreibun-
gen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer. Umfassende Mo-
dernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen werden zum Teil als nach-
trägliche Herstellungskosten unter Einbeziehung eines Anteils der eigenen 
Kosten der allgemeinen Verwaltung aktiviert. 
 
Bei Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten wurde grundsätzlich eine Nutzungsdauer von 80 Jahren zu 
Grunde gelegt. 
 
Außenanlagen werden über eine Nutzungsdauer von 10 Jahren abgeschrie-
ben. 
 
Bei Grundstücken mit Geschäfts- und anderen Bauten erfolgte die Abschrei-
bung über 77, 50 und 25 Jahre bzw. die kürzere Restnutzungsdauer. 
 
Aufgrund des Gesetzes zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse an Ver-
kehrsflächen und anderen öffentlich genutzten privaten Grundstücken 
(VerkFlBerG) ist die BBWo 1892 eG verpflichtet, ein Grundstück im Zusam-
menhang mit einem Kita-Gebäude, das sich im Eigentum der öffentlichen 
Hand befindet, zu einem durch das Gesetz determinierten Kaufpreis zu ver-
äußern. Hieraus resultiert eine außerplanmäßige Abschreibung in Höhe von 
€ 286.956,73.  
 
Technische Anlagen und Maschinen wurden unterschiedlich, entsprechend 
einer Nutzungsdauer zwischen 7 und 20 Jahren, abgeschrieben. 
 
Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgte eine lineare Abschrei-
bung über 3 bis 25 Jahre. Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr 
der Anschaffung voll abgeschrieben. 
 
Die Finanzanlagen wurden grundsätzlich zu Anschaffungskosten bilanziert. 
Bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen wurden Zuzahlungen in die 
Kapitalrücklagen in Höhe von € 2.250.000,00 geleistet. Bei einer Beteiligung 
wurde aufgrund anhaltender Ertragsschwäche eine Abschreibung von 
€ 12.249,00 vorgenommen. 
 
Die „unfertigen Leistungen“ setzten sich aus noch nicht abgerechneten Hei-
zungs- und Betriebskosten zusammen. 
 
Die Vorräte wurden zu Anschaffungskosten bilanziert. 
 
Zweifelhafte Forderungen wurden wertberichtigt, uneinbringliche Forderun-
gen abgeschrieben. 
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In den Forderungen aus Vermietung sind € 26.819,03 gegenüber Unter-
nehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht. 
 
Die flüssigen Mittel enthalten Treuhandguthaben von € 3.886,95. 
 
Geldbeschaffungskosten wurden über die Laufzeit der Kreditverträge bzw. 
über die kürzeren Zinsbindungsfristen abgeschrieben. Im Rahmen von Um-
finanzierungen im Geschäftsjahr hat sich dieser Posten um € 1.249.147,83 
reduziert, davon € 847.642,86 ergebnisneutral. 
 
Der Bilanzgewinn in Höhe von € 613.448,49 resultiert aus dem Jahresüber-
schuss (€ 111.830,96) und dem Gewinnvortrag (€ 641.617,53) sowie aus 
der Einstellung in die gesetzliche Rücklage (€ 40.000,00) und in andere 
Ergebnisrücklagen (€ 100.000,00). 
 
Der Barwert der Pensionsrückstellung wurde aufgrund eines versicherungs-
mathematischen Gutachtens mit einem Zinsfuß von 6% gebildet. Die Bewer-
tung erfolgte unter Anwendung der Heubeck-Tabellen 2005. 
 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und 
sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendi-
gen Betrages angesetzt. Die Rückstellungen für Instandhaltung (T€ 954,1) 
machen etwa die Hälfte dieses Bilanzpostens aus.  
 
Die Verbindlichkeiten sind grundsätzlich zu ihrem Rückzahlungsbetrag pas-
siviert.  
 
In den sonstigen Vermögensgegenständen und den Verbindlichkeiten sind 
keine Beträge enthalten, die erst nach dem Bilanzstichtag rechtlich entste-
hen. 
 
In den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung sind folgende perioden-
fremde Erträge und Aufwendungen enthalten: 
 
in der Position "Sonstige betriebliche Erträge" 1.635 T€ 
in der Position "Sonstige betriebliche Aufwendungen" 410 T€ 
in der Position " Außerordentliche Aufwendungen " 2.050 T€ 
 
 
Die periodenfremden Erträge im Geschäftsjahr 2006 ergeben sich im We-
sentlichen aus der Auflösung von Rückstellungen (T€ 1.343), insbesondere 
aus Altschulden-Hypotheken inklusive aufgelaufener Zinsen sowie der Auf-
lösung von Wertberichtigungen (T€ 115). 
 
Die periodenfremden Aufwendungen entfallen hauptsächlich auf die Ab-
schreibungen bzw. Wertberichtigungen auf Forderungen des Umlaufvermö-
gens (T€ 338). 
 
Die außerordentlichen Aufwendungen resultieren aus der Passivierung von 
zwei Aufwendungsdarlehen nach § 88 Abs. 3 II WoBauG , die im Geschäfts-
jahr komplett zurückgezahlt worden sind. 
 
Die Genossenschaft hält folgende Beteiligungen und Anteile an verbunde-
nen Unternehmen: 

Erläuterungen zu 
den Bilanzierungs- 
und Bewertungs- 
methoden 

"Gilde" Heimbau Wohnungsbaugesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 570,0 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2006: 655 T€ 
Jahresüberschuss 2006: 25 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2006: 100 % 
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GA FA Projektentwicklungs- und –steuerungs- 
gesellschaft mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 3.450,0 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2006: 3.477 T€ 
Jahresüberschuss 2006: 8 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2006: 100 % 
 
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossen- 
schaften GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 2.741,1 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2005: 2.337 T€ 
Jahresüberschuss 2005: 408 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2006: 56 % 
 
SHB ServiceHaus - Berlin GmbH: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 28 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2006: 49 T€ 
Jahresfehlbetrag 2006: 1 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2006: 55 % 
 
Queens 45bc Event- und Tagungslocation GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: (1,00 €) 
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag am 31.12.2005: 9 T€ 
Jahresfehlbetrag 2005: 17 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2006: 49,0 % 
 
GfÖ Gesellschaft für  
Öffentlichkeitsarbeit gemeinnütziger und 
städtischer Wohnungsunternehmen in Berlin mbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 0,6 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2005: 225 T€ 
Jahresfehlbetrag 2005: 59 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2005: 1,5 % 
 
GVV – Gesellschaft für Versicherungsvermittlung  
und Vermögensbildung GmbH, Berlin: 
Nominelle Beteiligung am 31.12.2006: 7,8 T€ 
Eigenkapital am 31.12.2005: 403 T€ 
Jahresüberschuss 2005: 552 T€ 
Anteil am Kapital am 31.12.2005: 1,7 % 
 
 
Die Genossenschaft unterhält folgende Mitgliedschaften: 
- Berliner Volksbank eG; 500 Geschäftsanteile - mit Nachschusspflicht - 

entsprechen T€ 26 
- Deutscher Genossenschaftsverlag eG, 2 Geschäftsanteile entspre-

chen T€ 6,0 
- Baugenossenschaft freier Gewerkschafter eG, 14 Geschäftsanteile 

entsprechen T€ 2,1 
- Ostfriesische Volksbank eG, 4 Geschäftsanteile entsprechen T€ 1,0 
- Oeko Geno eG, ehemals Ökobank eG, 10 Geschäftsanteile entspre-

chen T€ 0,3 
- BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. 
- GdW - Selbsthilfeeinrichtung zur Sicherung von Spareinlagen 
- Marketinginitiative der Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland 

e. V. i. Gr. 
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Verpflichtungen: Verpflichtungen 
und Haftungsver-
hältnisse 

Die Genossenschaft hat im Rahmen von zwei städtebaulichen Verträgen 
das Baurecht für ca. 570 Wohnungen erworben. In diesem Zusammenhang 
wurden auch Verpflichtungen übernommen, die neben den bereits erfolgten 
Grundstücksabtretungen, die Errichtung einer genossenschaftlichen Kinder-
betreuungseinrichtung sowie verschiedene Infrastrukturmaßnahmen enthal-
ten. 
 
Haftungsverhältnisse, die nicht aus der Bilanz ersichtlich sind: 
T€ 160 Eventualverbindlichkeit aus gesamtschuldnerischem Haftungs-

verhältnis gegenüber einem ehemaligen Geschäftsführer der 
Verbund Nordberliner Wohnungsbaugenossenschaften GmbH 

 
T€ 800 Selbstschuldnerische unbefristete Höchstbürgschaften für die 

GA FA Projektentwicklungs- und -steuerungsgesellschaft mbH 
im Rahmen von Hypotheken-Darlehen 

 
T€ 6.200 Abgabe einer „Harten Patronatserklärung“ für Hypotheken-

Darlehen, die die GA FA Projektentwicklungs- und 
-steuerungsgesellschaft mbH aufgenommen hat 

 
 
Ergänzende Angaben 
 
Die Mitglieder- und Anteilsbewegungen stellten sich 2006 wie folgt dar: 
 
  Mitglieder Anteile 

Mitglieder und An-
teilsbestand 

Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 01.01.2006 10 474 55 223 
 
Zugang 2006 613 4 138 
 
Abgang 2006 552 3 447 
 
Mitglieder-/Anteilsbestand  
am 31.12.2006 10 535 55 914 
 
Ein Geschäftsanteil beträgt € 300,00. Das haftende Kapital erhöhte sich im 
Geschäftsjahr um € 378.213,58 auf € 17.627.797,96. Die Geschäftsgutha-
ben der verbleibenden Mitglieder haben sich um € 191.148,97 auf 
€ 16.740.915,05 erhöht. 
Die rückständigen Mindestzahlungen auf Geschäftsanteile betrugen am 
31.12.2006  € 1.445,71. 
 
Neben den zwei hauptamtlichen Vorstandsmitgliedern waren in 2006 durch-
schnittlich folgende Arbeitnehmer beschäftigt: 

Mitarbeiter der  
Genossenschaft 

 
  Beschäftigte 
   
 
Prokuristen 3 
Vorjahr 2 
Kaufmännische Mitarbeiter 45 
Vorjahr 47 
Technische Mitarbeiter 5 
Vorjahr 5 
Hauswarte 30 
Vorjahr 35 
gesamt 83 
Vorjahr 89 
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Außerdem wurden durchschnittlich sechs (Vorjahr: fünf) Auszubildende be-
schäftigt. 
 
 
Reinhard Arf Rechtsanwalt und Notar Mitglieder des  

Aufsichtsrates   Aufsichtsratsvorsitzender 
Detlef Kühne Dipl.-Verwaltungswirt 
  Stv. Aufsichtsratsvorsitzender 
Ernst Klubach Pensionär 
  Schriftführer 
Renate Tonnes Frauenbeauftragte 
  Stv. Schriftführer 
Jürgen Koch Dipl.-Verwaltungswirt  
Prof. Dr. Thorsten Teichert  ordentlicher Universitätsprofessor  
Petra Mitschke Finanzbeamtin  
Manfred Weißbach Dipl-Ing. Baudirektor (bis 28. Juni 2006) 
Klaus Nicklitz Rechtsanwalt (bis 28. Juni 2006) 
Ralf Olschewski Finanzbeamter (ab 28. Juni 2006) 
Ronald Schröder Ingenieur für Nachrichtentechnik  
  (ab 28. Juni 2006) 
 
 

Mitglieder des  
Vorstandes 

Hans-Jürgen Hermann 
Dirk Lönnecker 
 
Prokuristen: 
Volkert Asmussen  
Thorsten Schmitt 
Johanna Traulsen 
 
 
bestanden am Bilanzstichtag nicht. Forderungen an 

Mitglieder des Vor-
standes und des 
Aufsichtsrates 

 
 
 
 
 
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V., Zuständiger Prü-

fungsverband Lentzeallee 107, 14195 Berlin. 
 
 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Zuständige Fach-

aufsicht im Bereich 
der Spareinrichtung

Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 
 
 
 
Der Bilanzgewinn resultiert aus dem Jahresüberschuss (€ 111.830,96) und 
dem Gewinnvortrag (€ 641.617,53) sowie der Einstellung in die gesetzliche 
Rücklage (€ 40.000,00) und in andere Ergebnisrücklagen (€ 100.000,00). 

Vorschlag für die 
Verwendung des 
Bilanzgewinns 

 
Der Vorstand schlägt vor, aus dem Bilanzgewinn (€ 613.448,49) eine Divi-
dende in Höhe von 4 % auf freiwillige Anteile auszuschütten und den 
verbleibenden Betrag auf neue Rechnung vorzutragen.  
 
 
Berlin-Charlottenburg, den 30. März 2007 
 
 

D E R   V O R S T A N D 
 

Hermann  Lönnecker 

  32/34 



   
  Geschäftsbericht 2006 
 
Weitere Erläuterungen zum Jahresabschluss 
 
 

ANLAGENSPIEGEL PER 31.12.2006              
  

       

          

 
Stand 

01.01.2006 
Zugänge 

 
Abgänge 

 
Stand 

31.12. 2006  

kumulierte 
Abschrei- 
bungen  

Abschreibungen 
des 

auf Abgänge 
entfallende Ab- 

kumulierte Ab- 
schreibungen 

Buchwert 
31.12.2006 

Buchwert 
31.12.2005 

 
Geschäftsjahres früherer Jahre 

  
schreibungen 

 
31.12.2006 

 € € € € € € € € € €

Immaterielle Vermögensgegenstände           

    
  

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnli-
che Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen 
Rechten und Werten 
 

1.439.155,44
 

48.257,60
 

0,00 1.487.413,04
 

721.438,82
 

191.153,98
 

0,00 912.592,80
 

574.820,24
 

717.716,62
 

Sachanlagen           

    

   

  

  

    

   

   

  

   

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Wohnbauten 300.969.998,90 1.716.556,44 2.792.500,54 299.894.054,80 82.271.552,92 3.648.377,05 1.042.640,54 84.877.289,43 215.016.765,37 218.698.445,98

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
Geschäfts- und anderen Bauten 6.417.354,24 15.994,23 4.799.984,27 1.633.364,20 1.079.904,90 141.956,46 561.534,30 660.327,06 973.037,14 5.337.449,34

Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne 
Bauten 30.279.218,12 0,00 0,00 30.279.218,12 5.892,10 288.273,87 0,00 294.165,97 29.985.052,15 30.273.326,02

Grundstücke mit Erbbaurechten Dritter 1.284.512,66 0,00 0,00 1.284.512,66 0,00 0,00 0,00 0,00 1.284.512,66 1.284.512,66

Technische Anlagen und Maschinen 1.757.117,18 12.547,77 5.076,04 1.764.588,91 1.732.168,38 7.004,20 5.076,04 1.734.096,54 30.492,37 24.948,80
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstat-
tung 2.187.877,70 181.976,05137.475,06 2.143.376,71 1.790.949,82 202.775,92 180.621,48 1.813.104,26 330.272,45 396.927,88

Bauvorbereitungskosten 5.779.291,78 24.343,34 0,00 5.803.635,12 21.699,02 0,00 0,00 21.699,02 5.781.936,10 5.757.592,76

Geleistete Anzahlungen 226.048,51 5.683,52 0,00 231.732,03 0,00 0,00 0,00 0,00 231.732,03 226.048,51

348.901.419,09 7.779.536,901.912.600,36 343.034.482,55 86.902.167,14 4.288.387,50 1.789.872,36 89.400.682,28 253.633.800,27 261.999.251,95
           

Finanzanlagen           

    

     

  

    

Anteile an verbundenen Unternehmen 4.687.648,13 2.277.500,00 0,00 6.965.148,13 176.499,00 0,00 0,00 176.499,00 6.788.649,13 4.511.149,13

Beteiligungen 21.602,30 0,00 0,00 21.602,30 952,30 12.249,00 0,00 13.201,30 8.401,00 20.650,00

Andere Finanzanlagen 35.566,30 44,55 0,00 35.610,85 174,20 0,00 0,00 174,20 35.436,65 35.392,10

4.744.816,73 0,002.277.544,55 7.022.361,28 177.625,50 12.249,00 0,00 189.874,50 6.832.486,78 4.567.191,23
           

Anlagevermögen insgesamt 355.085.391,26 4.238.402,51   7.779.536,90 351.544.256,87 87.801.231,46 4.491.790,48 1.789.872,36 90.503.149,58 261.041.107,29 267.284.159,80
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Forderungsspiegel 
  insgesamt davon mit einer  
   Restlaufzeit von  
   mehr als 1 Jahr  
  T€_ T€ (Vorjahr T€)
Forderungen 
-  aus Vermietung 749 0 (704) 
-  aus dem Verkauf von Grundstücken 475 0 (0) 
-  aus Betreuungstätigkeit 0 0 (1) 
-  aus anderen Lieferungen und Leistungen 1 0 (10) 
-  gegen verbundene Unternehmen 10 0 (66) 
Sonstige Vermögensgegenstände 487 0 (1.286) 
 
Verbindlichkeitsspiegel 
Verbindlichkeiten insgesamt davon
   Restlaufzeit    grund- 
   unter  1 bis 5 über pfand- 
   1 Jahr  Jahre 5 Jahre rechtlich 
       gesichert 
  T€  T€ T€ T€ T€
Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 142.975 5.453 20.247 117.275 142.975 
Vorjahr 154.653 8.228 18.507 127.918 154.653 

Verbindlichkeiten 
gegenüber anderen 
Kreditgebern 3.752 350 1.603 1.799 3.618 
Vorjahr 4.102 350 1.524 2.228 3.948 

Spareinlagen* 81.942 81.942 - - - 
Vorjahr 77.955 77.955 - - - 

Erhaltene Anzahlungen 8.608 8.608 - - - 
Vorjahr 8.621 8.621 - - - 

Verbindlichkeiten aus 
Vermietung 620 374 56 190 - 
Vorjahr 852 805 11 36 - 

Verbindlichkeiten aus 
Betreuungstätigkeit 0 - - - - 
Vorjahr 29 29 - - - 

Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und 
Leistungen 1.300 1.192 108 - - 
Vorjahr 1.551 1.478 73 - - 

Verbindlichkeiten gegen- 
über verbundenen 
Unternehmen 71 71 - - - 
Vorjahr 115 115 - - - 

Sonstige  
Verbindlichkeiten 446 446 - - - 
Vorjahr 984 984 - - - 
Gesamtbetrag 239.714 98.436 22.014 119.264 146.593 
Vorjahr 248.862 98.565 20.115 130.182 158.601 
  ====== ===== ===== ===== ===== 
 
* Die Spareinlagen gliedern sich nach Ursprungslaufzeiten in:   (Vorjahr T€)
 a) Spareinlagen mit 3-monatiger Kündigung  T€  9.926 (9.635) 
 b) Spareinlagen mit besonders vereinbarter Zinsbindung T€  64.553 (63.127) 
 c) Mietkautionen   T€    5.494     (3.661) 
    T€ 79.973 (76.423) 
 d) Sparbriefe   T€    1.969     (1.532)
    T€ 81.942 77.955) (
    == ====== ======= 
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